
410233-2026 Page 1/14

See the notice on TED website

410233-2026 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen in Verbindung mit Software – GSE; Einführung einer HR-
Software bei der GSE gGmbH
OJ S 114/2026 16/06/2026
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: GSE gGmbH
E-Mail: stefan.mager@luther-lawfirm.com
Rechtsform des Erwerbers: Von einer regionalen Gebietskörperschaft kontrolliertes 
öffentliches Unternehmen
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Wohnungswesen und kommunale Einrichtungen

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: GSE; Einführung einer HR-Software bei der GSE gGmbH
Beschreibung: Die GSE gGmbH (Gesellschaft für Soziale Dienstleistungen Essen; 
nachfolgend "Auftraggeber") ist ein gemeinnütziges Unternehmen mit Sitz in Essen, das seit 
über 140 Jahren ein breites Spektrum sozialer Dienstleistungen erbringt. Als 
Gemeinschaftseinrichtung unter Trägerschaft der Stadt Essen sowie der großen 
Wohlfahrtsverbände engagiert sich der Auftraggeber für die Betreuung, Förderung und 
gesellschaftliche Teilhabe von Menschen in besonderen Lebenslagen. Das Leistungsspektrum 
des Auftraggebers umfasst stationäre und ambulante Pflegeangebote für Seniorinnen und 
Senioren, differenzierte Wohn- und Betreuungsformen für Menschen mit psychischen 
Erkranken oder geistigen Behinderungen sowie vielfältigen Hilfen für wohnungslose oder von 
Wohnungslosigkeit bedrohte Personen. Darüber hinaus betreibt der Auftraggeber an 
mehreren Standorten in Essen anerkannte Werkstätten für Menschen mit Behinderungen. Mit 
rund 1.300 qualifizierten Mitarbeitenden in den verschiedenen sozialen Einrichtungen betreut 
der Auftraggeber aktuell etwa 1.200 Bewohnerinnen und Bewohner in seinen Pflege - und 
Betreuungseinrichtungen sowie rund 1.600 Menschen mit Behinderung in den Werkstätten. 
Die breite fachliche Aufstellung und die enge Vernetzung mit kommunalen und sozialen 
Partnern ermöglichen es dem Auftraggeber, individuell auf die Bedürfnisse der betreuten 
Menschen einzugehen und eine passgenaue, wertschätzende Unterstützung sicherzustellen. 
Der Auftraggeber verfolgt mit seiner Strategie "Jahr 2030" eine langfristige Vision zur 
umfassenden Modernisierung und Digitalisierung der internen Strukturen, Prozesse und 
technischen Systeme. Ziel ist es, alle Unternehmensbereiche in eine zukunftsfähige IT -
Landschaft zu überführen. Diese strategische Ausrichtung bildet die Grundlage für eine 
leistungsstarke, transparente und serviceorientierte Organisation, die den steigenden 
fachlichen, gesetzlichen und technologischen Anforderungen nachhaltig gerecht wird. Ein 
zentrales Vorhaben im Rahmen dieser Digitalstrategie ist die Ablösung des derzeit 
eingesetzten ERP -Systems. Die aktuell genutzte SAP -Version, auf deren Basis die 
betriebswirtschaftlichen Prozesse der GSE abgebildet sind, ist zum Jahresende 2027 
abgekündigt und stellt damit einen priorisierten Handlungsanlass dar. Die eingesetzten 
Module FI (Finanzbuchhaltung), CO (Controlling) sowie HCM (Human Capital Management / 
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Personalwirtschaft) bilden wesentliche Funktionen im kaufmännischen und 
personalbezogenen Kernprozess der Organisation ab und sind tief in die organisatorischen 
Abläufe eingebettet. Im Rahmen der Neuausrichtung liegt der zentrale Fokus im HR-Bereich 
auf der Personalabrechnung als priorisiertem Kernprozess. Gleichzeitig verfolgt die GSE das 
Ziel, die neue HR-Lösung ganzheitlich zu betrachten und perspektivisch möglichst viele 
Personalprozesse in einem integrierten System abzubilden. Dazu zählen insbesondere, aber 
nicht abschließend, die Personalverwaltung, das Bewerbermanagement, die 
Personalentwicklung sowie Funktionen der Weiterbildung. Mit diesem ganzheitlichen Ansatz 
strebt der Auftraggeber an, bestehende "Satellitensysteme" im Bereich HR schrittweise zu 
reduzieren oder vollständig abzulösen. Ziel ist es, Medienbrüche zu vermeiden, redundante 
Datenhaltung zu beseitigen, die Datenqualität und -aktualität zu sichern und die Transparenz 
in sämtlichen HR-Prozessen zu erhöhen. Gleichzeitig wird durch eine konsistente 
Systemlandschaft die Grundlage geschaffen, aussagekräftige HR-Analysen und 
Personalkennzahlen bereitzustellen, die das Personalmanagement für die nachhaltige 
Unternehmensentwicklung einsetzen kann. Die notwendige Systemmigration im Bereich 
Personalmanagement ist somit nicht nur aus technologischer Sicht, sondern auch aus 
betriebsstrategischer Perspektive von hoher Bedeutung. Neben der Sicherstellung des 
Systembetriebs über 2027 hinaus eröffnet sich die Chance, im Zuge der Umstellung Prozesse 
zu standardisieren, die Benutzerfreundlichkeit zu steigern und die Integration mit weiteren IT-
Komponenten zu verbessern. Die Auswahl und Einführung einer neuen ganzheitlichen HR-
Lösung stellt daher eines der priorisierten Schlüsselprojekte innerhalb der strategischen 
Gesamtentwicklung des Auftraggebers bis 2030 dar. Konkretes Ziel des Projekts ist die 
Auswahl und Einführung einer ganzheitlichen, zukunftssicheren Personalmanagement-
Software. Mit der neuen Lösung sollen die HR-Prozesse des Auftraggebers effizienter, 
transparenter und benutzerfreundlicher gestaltet werden. Die Software unterstützt das 
Personalmanagement sowie weitere Beteiligte dabei, administrative Aufgaben zu 
automatisieren, die Datenqualität zu verbessern und strategische Entscheidungen auf einer 
fundierten Informationsbasis zu treffen. Im Mittelpunt steht die digitale Abbildung und 
Unterstützung sämtlicher Kernprozesse des Personalwesens. Durch die neue Lösung sollen 
bestehende Medienbrüche und redundante Datenhaltung vermieden, die Transparenz in den 
HR-Prozessen erhöht und auch die Einhaltung von Datenschutz- und Compliance-
Anforderungen gewährleistet werden. Zudem eröffnet die zentrale Systemunterstützung die 
Möglichkeit, HR-Daten gezielt auszuwerten und damit die strategische Steuerung der 
Organisation zu verbessern. Die zentralen Ziele lassen sich übergreifend wie folgt 
zusammenfassen: 1. Einführung einer HR-Software 2. Digitale Unterstützung aller 
wesentlichen HR-Prozesse 3. Höhere Automatisierung von Routineaufgaben und 
Standardisierung von Prozessen 4. Steigerung von Transparenz, Datenqualität und Reporting -
Möglichkeiten 5. Gewährleistung von Datenschutz, Datensicherheit und Compliance 6. 
Unterstützung strategischer Unternehmenssteuerung durch fundierte Analysen und 
Kennzahlen 7. Etablierung eines strukturierten und effizienten Supportmodells Im Übrigen wird 
auf die Vergabeunterlagen verwiesen.
Kennung des Verfahrens: 9847b3ba-692c-401e-a46d-7b1369aa5c64
Interne Kennung: 2026-GSE-HR-01
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit vorheriger Veröffentlichung eines Aufrufs zum 
Wettbewerb/Verhandlungsverfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein
Zentrale Elemente des Verfahrens: 1. Das vom Auftraggeber (AG) durchgeführte Verfahren ist 
ein Verhandlungsverfahren mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb nach Maßgabe der 
VgV. Das Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb ist nach § 14 Abs. 3 Nr. 3 VgV 
zulässig, da der Auftrag aufgrund von konkreten, mit seiner Komplexität zusammenhängenden 
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Umständen nicht ohne vorherige Verhandlungen vergeben werden kann. Der Auftraggeber 
begehrt vorliegend die Einführung einer ganzheitlichen, zukunftssicheren 
Personalmanagement-Software, die alle Prozesse des Auftraggebers in einer effizienten, 
transparenten und benutzerfreundlichen Art umsetzt und somit seinen Anforderungen 
umfassend gerecht wird. Hierbei stehen - nach Einschätzung des Auftraggebers - 
unterschiedliche Lösungsmöglichkeiten zur Verfügung (siehe Fortsetzung Ziff. 2 zusätzliche 
Informationen). Der Auftraggeber ist insoweit auf die fachtechnische Kenntnis des 
Bietermarktes angewiesen, um zu entscheiden und zu prüfen, welche Lösungsmöglichkeit zur 
Erfüllung seines Beschaffungsbedarfs am besten geeignet ist. Hierzu ist es zwingend 
erforderlich, die angebotenen Lösungsmöglichkeiten im Rahmen von Bietergesprächen einer 
Systemdemonstration zuzuführen. Die vergaberechtlichen Grundsätze der Transparenz des 
Verfahrens und der Gleichbehandlung aller Bewerber/Bieter werden im gesamten Verfahren 
streng beachtet. - Fortsetzung zusätzliche Informationen -

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 72260000 Dienstleistungen in Verbindung mit Software
Zusätzliche Einstufung (cpv): 72263000 Software-Implementierung, 72268000 Bereitstellung 
von Software

2.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Essen
Land, Gliederung (NUTS): Essen, Kreisfreie Stadt (DEA13)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: #Bekanntmachungs-ID: CXP4D6VMJ0D# - Fortsetung "Die 
wichtigsten Merkmale des Verfahrens" - 2. Das Verfahren ist dergestalt konzipiert, dass die 
Bieter im Rahmen der indikativen Erstangebote zwei Lösungsmöglichkeiten anbieten können. 
Den Bietern ist vorbehalten, die vom Auftraggeber begehrte Software im Wege einer Cloud- 
und/oder einer On-Premise-Lösung anzubieten. Hierzu stellt der Auftraggeber den Bietern mit 
den Erstangeboten in den Vergabeunterlagen zwei unterschiedliche Preisblätter zur 
Verfügung, die jeweils eine Lösungsmöglichkeit abbilden. Der Auftraggeber wird nach 
Auswertung der indikativen Erstangebote und Durchführung der Bietergespräche festlegen, 
welche der angebotenen beiden Lösungsmöglichkeiten aus seiner fachtechnischen 
Einschätzung besser zur Erfüllung des Beschaffungsbedarfs geeignet ist und die von ihm 
gewählte Lösungsmöglichkeit einer letztverbindlichen Angebotsrunde zugrunde legen. Hierbei 
werden alle Bieter - unabhängig, welche Lösungsmöglichkeit von ihnen im Rahmen der 
indikativen Erstangebote angebotenen wurde - zur Abgabe von letztverbindlichen Angeboten 
aufgefordert. Das bedeutet, dass Bieter, die im Rahmen der indikativen Erstangebote 
beispielsweise lediglich eine Cloud-Lösung angeboten haben, auch dann zur Abgabe eines 
letztverbindlichen Angebots aufgefordert werden, sofern der Auftraggeber sich nach 
Auswertung der indikativen Erstangebote und Durchführung der Bietergespräche auf eine On-
Premise-Lösung festlegt. Bei den letztverbindlichen Angeboten dürfen die Bieter sodann 
ausschließ diejenige Lösungsmöglichkeit anbieten, auf die der Auftraggeber sich festgelegt 
hat. Ein Angebot der anderen, nicht gewählten Lösungsmöglichkeit ist unzulässig und führt 
zum Ausschluss des Bieters. 3. Aus Gründen der Dringlichkeit hat sich der Auftraggeber dazu 
entschieden, die Teilnahmefrist nach Maßgabe des § 17 Abs. 3 VgV auf 17 Tage zu 
verkürzen. Aufgrund der zu erwartenden Implementierungszeit der Software von mindestens 
einem Jahr besteht aus Sicht des Auftraggebers eine besondere Dringlichkeit zur 
beschleunigten Durchführung des Verfahrens. Die Unterstützung des aktuell vom 
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Auftraggeber genutzten Systems wird seitens des Essener Systemhauses (ESH) ab dem 
31.12.2027 abgekündigt. Insoweit drohen Systemausfälle, sofern die Implementierung des 
neu beschafften Systems nicht bis zum 31.12.2027 abgeschlossen ist. 4. Die 
Vergabeunterlagen enthalten weitere Informationen über den Beschaffungsbedarf des AG, 
insbesondere Angaben zu Eignungs- und Zuschlagskriterien. Die Vergabeunterlagen sind von 
Beginn des Verfahrens an über die angegebene Internetplattform abrufbar. 5. Diese 
Bekanntmachung leitet den vorgeschalteten Teilnahmewettbewerb ein. Die für die Teilnahme 
am Verfahren erforderlichen Formulare können über den angegebenen Link heruntergeladen 
werden. 6. Im Anschluss an den Teilnahmewettbewerb werden die ausgewählten Bewerber 
zur Abgabe eines indikativen Erstangebotes auf Basis der Vergabeunterlagen aufgefordert. 7. 
Der Auftraggeber ist im Rahmen des Vergabeverfahrens gehalten, personenbezogene Daten 
zu erheben, zu verarbeiten und zu speichern. Weitere Informationen sind dem Dokument 
"Information über die Verarbeitung personenbezogener Daten" zu entnehmen. 8. 
Auskunftsersuchen des Interessenten sind ausschließlich über die Vergabeplattform an den 
Auftraggeber zu richten. Andere Stellen dürfen keine Auskünfte erteilen. Dennoch anderweitig 
erlangte Auskünfte sind unbeachtlich.
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung
Verstoß gegen die in den rein innerstaatlichen Ausschlussgründen verankerten 
Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB
Betrug: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Korruption: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Zahlungsunfähigkeit: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 
123 bis 126 GWB
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Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Zwingende bzw. 
fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Täuschung, Zurückhaltung von Informationen, Unfähigkeit zur Vorlage erforderlicher 
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: Zwingende bzw. 
fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB

5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: GSE; Einführung einer HR-Software bei der GSE gGmbH
Beschreibung: Mit einem voraussichtlichen Ende des Vergabeverfahrens ist im November 
2026 zu rechnen. Mit dieser EU-weiten Bekanntmachung wird der Teilnahmewettbewerb 
eingeleitet. Weitere Informationen sind den auf der Vergabeplattform zur Verfügung gestellten 
Vergabeunterlagen zu entnehmen.
Interne Kennung: 2026-GSE-HR-01

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 72260000 Dienstleistungen in Verbindung mit Software
Zusätzliche Einstufung (cpv): 72263000 Software-Implementierung, 72268000 Bereitstellung 
von Software
Optionen: 
Beschreibung der Optionen: Der Auftraggeber behält sich vor, den Auftragnehmer mit 
optionalen Leistungen zu beauftragen. Hierzu zählen insbesondere Leistungen hinsichtlich 
eines Bewerbermanagementmoduls sowie hinsichtlich der Business Intelligence. Näheres 
ergibt sich aus den Vertragsunterlagen.

5.1.2.  Erfüllungsort
Stadt: Essen
Land, Gliederung (NUTS): Essen, Kreisfreie Stadt (DEA13)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Laufzeit: 48 Monate

5.1.4.  Verlängerung
Maximale Verlängerungen: 1
Weitere Informationen zur Verlängerung: Der Auftrag ist durchzuführen, bis sämtliche 
geschuldete Leistungen durch den Auftragnehmer erbracht und abgenommen wurden. Daher 
ist die Angabe der "Maximalen Verlängerung" hypothetisch. Maßgeblich ist die Laufzeit in dem 
Vertrag, welcher Bestandteil der Vergabeunterlagen ist.
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5.1.6.
 
Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: nein
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders auch geeignet für:freelance#, #Besonders auch 
geeignet für:selbst#, #Besonders auch geeignet für:other-sme#

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Eignungskriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Eintragung in ein relevantes Berufsregister
Beschreibung des Eignungskriteriums: Alle geforderten Nachweise und Erklärungen sind mit 
dem Angebot vorzulegen. Im Falle einer Bewerbergemeinschaft sind sämtliche unter diesem 
Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" aufgeführten Unterlagen jeweils von 
allen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft vorzulegen. Die unter den Abschnitten 
"Technische und berufliche Leistungsfähigkeit" und "Wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit" aufgeführten Unterlagen können für eine Bewerbergemeinschaft 
insgesamt vorgelegt werden. Die Vergabestelle behält sich vor Zuschlagserteilung vor, 
Führungszeugnisse sowie Gewerbezentralregisterauszüge zu fordern. In jedem Fall erfolgt vor 
Erteilung des Zuschlags eine Abfrage bei dem Wettbewerbsregister. Ausländische Bewerber 
haben gleichwertige Nachweise der für sie zuständigen Behörde/Institution ihres 
Heimatlandes beizubringen. Zusätzlich sind diese ins Deutsche zu übersetzen. Folgende 
Eigenerklärungen und Nachweise sind im Einzelnen erforderlich: 1. Soweit zutreffend: 
Bewerbergemeinschaftserklärung. Hierfür ist das Formular I "Erklärung der 
Bewerbergemeinschaft" zu verwenden; 2. Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB. Die Erklärung kann durch die Abgabe des den 
Vergabeunterlagen beigefügten Formulars II "Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen" erbracht werden; 3. Aktueller Auszug aus dem Handels- oder 
Berufsregister nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Herkunftslandes. Falls keine 
Eintragungspflicht im Handelsregister besteht, eine formlose Erklärung, weshalb für den 
Bewerber keine Eintragungspflicht besteht nebst Angaben zu vertretungsberechtigten 
Personen. 4. Erklärung zu § 19 Abs. 3 MiLoG. Hierfür ist das Formulars III "Erklärung zu § 19 
Abs. 3 MiLoG" zu verwenden. 5. Eigenerklärung zur Umsetzung von Artikel 5k Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022. Hierfür ist das Formular IV 
"Eigenerklärung zur Umsetzung von Artikel 5k Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 22 der Verordnung (EU) 2023/1214 des Rates vom 23. Juni 2023" 
zu verwenden.

Kriterium: Berufliche Risikohaftpflichtversicherung
Beschreibung des Eignungskriteriums: Die unter diesem Abschnitt "Berufliche 
Risikohaftpflichtversicherung" geforderten Erklärungen und Nachweise sind vom Bewerber 
bzw. einer Bewerbergemeinschaft als solcher oder getrennt von jedem Mitglied vorzulegen. Im 
Übrigen gilt das unter Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" Ausgeführte. 
Geforderte Erklärungen/Nachweise sind: 6. Eigenerklärung über das Bestehen einer Berufs- 
oder Betriebshaftpflichtversicherung Eigenerklärung über das Bestehen einer Berufs- oder 
Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von 5 Mio. EUR für Sach- und 
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Personenschäden (2-fach maximiert) und 2.5 Mio. EUR für Vermögensschäden (2-fach 
maximiert) oder eine entsprechende Absichtserklärung, dass ein Abschluss im Falle der 
Zuschlagserteilung erfolgen wird. Hierfür ist das Formular V "Eigenerklärung zu der Berufs- / 
Betriebshaftpflichtversicherung" zu verwenden. Mindestanforderungen: Die vorgenannte 
Anforderungen sind Mindestanforderungen und somit zwingend zu erfüllen. Andernfalls erfolgt 
ein Ausschluss.

Kriterium: Allgemeiner Jahresumsatz
Beschreibung des Eignungskriteriums: Die unter diesem Abschnitt "Allgemeiner 
Jahresumsatz" geforderten Erklärungen und Nachweise sind vom Bewerber bzw. einer 
Bewerbergemeinschaft als solcher oder getrennt von jedem Mitglied vorzulegen. Im Übrigen 
gilt das unter Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" Ausgeführte. Geforderte 
Erklärungen/Nachweise sind: 7. Erklärung zum allgemeinen Gesamtumsatz des 
Unternehmens in EUR (netto) jeweils bezogen auf die letzten 3 abgeschlossenen 
Geschäftsjahre. Mindestanforderungen: Der Bewerber muss folgenden Mindestanforderungen 
erfüllen: Ein durchschnittlicher jährlicher Gesamtumsatz des Unternehmens von 2 Mio. EUR 
(netto) muss im Mittel in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren erreicht oder 
überschritten worden sein. Andernfalls erfolgt ein Ausschluss. Hierfür ist das Formular VI 
"Eigenerklärung zu den Umsätzen" zu verwenden und vollständig auszufüllen.

Kriterium: Spezifischer durchschnittlicher Jahresumsatz
Beschreibung des Eignungskriteriums: Die unter diesem Abschnitt "Spezifischer 
durchschnittlicher Jahresumsatz" geforderten Erklärungen und Nachweise sind vom Bewerber 
bzw. einer Bewerbergemeinschaft als solcher oder getrennt von jedem Mitglied vorzulegen. Im 
Übrigen gilt das unter Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" Ausgeführte. 
Geforderte Erklärungen/Nachweise sind: 8. Erklärung zum spezifischen Umsatz des 
Unternehmens in EUR (netto) im spezifischen Leistungsbereich der Ausschreibung 
(Einführung von Personalmanagement-Lösungen für Unternehmen in der Sozialwirtschaft) 
jeweils bezogen auf die letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre. Mindestanforderungen: 
Der Bewerber muss folgenden Mindestanforderungen erfüllen: Ein spezifischer 
durchschnittlicher Umsatz des Unternehmens von 1 Mio. EUR (netto) im spezifischen 
Leistungsbereich der Ausschreibung (Einführung von Personalmanagement-Lösungen für 
Unternehmen in der Sozialwirtschaft) muss im Mittel in den letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahren erreicht oder überschritten worden sein. Andernfalls erfolgt ein Ausschluss. 
Hierfür ist das Formular VI "Eigenerklärung zu den Umsätzen" zu verwenden und vollständig 
auszufüllen.

Kriterium: Durchschnittliche jährliche Belegschaft
Beschreibung des Eignungskriteriums: Alle geforderten Nachweise und Erklärungen sind mit 
dem Teilnahmeantrag vorzulegen. Im Falle einer Bewerbergemeinschaft sind sämtliche unter 
diesem Abschnitt "Durchschnittliche jährliche Belegschaft" aufgeführten Unterlagen jeweils 
von allen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft vorzulegen. Im Übrigen gilt das unter 
Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" Ausgeführte. Folgende 
Eigenerklärungen und Nachweise sind im Einzelnen erforderlich: 9. Eigenerklärung zum 
Unternehmen mit Ausführungen zu folgenden Angaben: (i) Hauptsitz des Unternehmens, (ii) 
Gründungsjahr, (iii) Gesellschafter und Konzernzugehörigkeit, (iv) Standorte, von denen der 
Auftrag umgesetzt wird, (v) Erreichbarkeit im Notfall, (vi) Zertifizierung des Unternehmens 
nach DIN EN ISO IEC 27001:2017 oder vergleichbar, (vii) Zertifizierung des Unternehmens 
nach den BSI-Standards 200-1, 200-2 und 2003-3 oder vergleichbar, (viii) Anzahl der im 
letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr beschäftigten Mitarbeitenden insgesamt (Aufaddierte 



410233-2026 Page 8/14

FTE), davon: (a) Projektleiter (Aufaddierte FTE), (b) Berater (Aufaddierte FTE), (c) Entwickler 
(Aufaddierte FTE), Mindestanforderungen: Der Bewerber muss folgenden 
Mindestanforderungen erfüllen: Der Bewerber muss über eine der folgenden Zertifizierungen 
verfügen: Zertifizierung des Unternehmens nach DIN EN ISO IEC 27001:2017 oder 
vergleichbar oder Zertifizierung des Unternehmens nach den BSI-Standards 200-1, 200-2 und 
2003-3 oder vergleichbar. Andernfalls erfolgt ein Ausschluss. Zudem ist die Anzahl der beim 
Bewerber im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr tätigen Mitarbeitenden insgesamt 
(Aufaddierte FTE) im Rahmen der Reduzierungskriterien relevant. Hierfür ist das Formular VII 
"Eigenerklärung zum Unternehmen" sowie ein eigens erstelltes Organigramm zu verwenden 
und vollständig auszufüllen.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
Gewichtung (Punkte, genau): 10,00

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Dienstleistungen
Beschreibung des Eignungskriteriums: Alle geforderten Nachweise und Erklärungen sind mit 
dem Teilnahmeantrag vorzulegen. Im Falle einer Bewerbergemeinschaft sind sämtliche unter 
diesem Abschnitt "Referenzen zu bestimmten Dienstleistungen" aufgeführten Unterlagen 
jeweils von allen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft vorzulegen. Im Übrigen gilt das unter 
Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" Ausgeführte. Folgende 
Eigenerklärungen und Nachweise sind im Einzelnen erforderlich: 10. Eigenerklärung zu 
Unternehmens-Referenzen: Jeder Bewerber muss eine Eigenerklärung über mindestens eine 
vergleichbare Unternehmens-Referenz einreichen, die die nachfolgenden 
Mindestanforderungen (a) - (d) kumulativ erfüllt: (a) Die Einführung einer 
Personalmanagement-Lösung. (b) Bei einem Unternehmen im Bereich der Sozialwirtschaft. 
(c) Die Lösung wird in einer mehrgliedrigen Organisationsstruktur (insbes. einer 
Holdingstruktur oder vergleichbar) umgesetzt. (d) Die erfolgreiche Produktivsetzung muss 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Zeitpunkt des Ablaufs der Teilnahmefrist dieses 
Verfahrens abgeschlossen worden sein. Dabei ist jeweils eine aussagekräftige 
Kurzbeschreibung des Auftragsinhalts einzureichen. In der Referenz sind folgende 
Informationen vollständig und eindeutig darzustellen: Name des Referenzgebers, 
Projektbezeichnung, Ausführungszeitraum Beginn und Ende (Angabe jeweils Monat/Jahr), 
Name und Kontaktdaten eines Ansprechpartners beim Auftraggeber des Referenzprojekts 
(Telefon, Mail). Hierzu ist das Formular VIII "Eigenerklärung zu den Unternehmens-
Referenzen" zu verwenden Mindestanforderungen: Der Bewerber muss folgenden 
Mindestanforderungen erfüllen: Es ist eine Unternehmens-Referenz einzureichen, die die 
Mindestanforderungen (a) - (d) kumulativ erfüllt. Andernfalls erfolgt ein Ausschluss. Die Anzahl 
der zum Erfüllen der Mindestanforderungen sowie der darüber hinaus eingereichten, weiteren 
Unternehmens-Referenzen ist zudem im Rahmen der Reduzierungskriterien relevant.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
Gewichtung (Punkte, genau): 10,00

Kriterium: Relevante Bildungs- und Berufsqualifikationen
Beschreibung des Eignungskriteriums: Alle geforderten Nachweise und Erklärungen sind mit 
dem Teilnahmeantrag vorzulegen. Im Falle einer Bewerbergemeinschaft sind sämtliche unter 
diesem Abschnitt "Referenzen zu bestimmten Dienstleistungen" aufgeführten Unterlagen 
jeweils von allen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft vorzulegen. Im Übrigen gilt das unter 
Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" Ausgeführte. Folgende 
Eigenerklärungen und Nachweise sind im Einzelnen erforderlich: 11. Eigenerklärung zum/zur 
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Projektleitenden: Jeder Bewerber muss eine Eigenerklärung zum/zur eingesetzten 
Projektleitenden mit Ausführungen zu folgenden Angaben einreichen: (i) Vor- und Nachname, 
(ii) Telefon, (iii) E-Mail, (iv) Fachrichtung, (v) Berufserfahrung im spezifischen Leistungsbereich 
der Ausschreibung (Einführung von Personalmanagement-Lösungen), (vi) Sprachliche 
Qualifikationen. Mindestanforderungen: Der Bewerber muss folgende Mindestanforderungen 
erfüllen: Die benannte Person des/der Projektleitenden muss über mindestens eine 
achtjährige Berufserfahrung im spezifischen Leistungsbereich der Ausschreibung (Einführung 
von Personalmanagement-Lösungen) verfügen. Die benannte Person des/der 
Projektleitenden verfügt über folgendes Sprachniveau: Deutsch Muttersprachler oder mind. C2 
gemäß dem gemeinsamen europäischen Referenzrahmen (GeR). Andernfalls erfolgt ein 
Ausschluss. Ferner muss jeder Bewerber eine Eigenerklärung über mindestens eine 
vergleichbare Personen-Referenz des/der benannten Projektleitenden einreichen, die die 
nachfolgenden Mindestanforderungen (a) - (d) kumulativ erfüllt: (a) Die Einführung einer 
Personalmanagement-Lösung. (b) Bei einem Unternehmen im Bereich der Sozialwirtschaft. 
(c) Die Lösung wird in einer mehrgliedrigen Organisationsstruktur (insbes. Einer 
Holdingstruktur oder vergleichbar) umgesetzt. (d) Die erfolgreiche Produktivsetzung muss 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Zeitpunkt des Ablaufs der Teilnahmefrist dieses 
Verfahrens abgeschlossen worden sein. Dabei ist jeweils eine aussagekräftige 
Kurzbeschreibung des Auftragsinhalts einzureichen. In der Referenz sind folgende 
Informationen vollständig und eindeutig darzustellen: Name des Referenzgebers, 
Projektbezeichnung, Ausführungszeitraum Beginn und Ende (Angabe jeweils Monat/Jahr), 
Name und Kontaktdaten eines Ansprechpartners beim Auftraggeber des Referenzprojekts 
(Telefon, Mail). Hierzu ist das Formular IX "Eigenerklärung zum Projektteam" zu verwenden 
Mindestanforderungen: Der Bewerber muss folgenden Mindestanforderungen erfüllen: Es ist 
eine Personen-Referenz des/der benannten Projektleitenden einzureichen, die die 
Mindestanforderungen (a) - (d) kumulativ erfüllt. Andernfalls erfolgt ein Ausschluss. Die Anzahl 
der über die Mindestanforderungen hinaus eingereichten, weiteren Personen-Referenzen des
/der Projektleitenden ist zudem im Rahmen der Reduzierungskriterien relevant.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
Gewichtung (Punkte, genau): 10,00

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Ein Bewerber kann andere Unternehmen als 
Unterauftragnehmer und/oder Eignungsverleiher einsetzen. Diese sind im Angebot unter 
Verwendung von Formular X zu benennen. Fall 1: Für die Benennung eines 
Unterauftragnehmers ohne Eignungsleihe hat der Bewerber zusätzlich für jeden 
Unterauftragnehmer einzureichen: die zum Nachweis der Zuverlässigkeit und Gesetzestreue 
des Unterauftragnehmers unter Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" der EU-
weiten Bekanntmachung aufgeführten Unterlagen allesamt mit Ausnahme der Formulare I und 
IV. Fall 2: Für die Benennung eines Unternehmens als Unterauftragnehmer mit Eignungsleihe 
bezogen auf die technische oder berufliche Leistungsfähigkeit hat der Bewerber zusätzlich 
einzureichen: (i) die unter Abschnitt 5.1.9 ("Eignungskriterien), dort unter "Durchschnittliche 
jährliche Belegschaft" bezeichnete Unterlage (Formular VII "Eigenerklärung zum 
Unternehmen") für diesen Dritten in dem Umfang, in dem sich der Bewerber auf die 
Kapazitäten des Dritten zum Nachweis der Leistungsfähigkeit beruft, (ii) die unter Abschnitt 
5.1.9 "Eignungskriterien", dort unter "Referenzen zu bestimmten Dienstleistungen" 
bezeichnete Unterlage (Formular VIII "Eigenerklärung zu den Unternehmens-Referenzen") für 
diesen Dritten in dem Umfang, in dem sich der Bewerber auf die Kapazitäten des Dritten zum 
Nachweis der Leistungsfähigkeit beruft, (iii) die unter Abschnitt 5.1.9 "Eignungskriterien", dort 
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unter "Relevante Bildungs- und Berufsqualifikationen" bezeichnete Unterlage (Formular IX 
"Eigenerklärung zum Projektteam") für diesen Dritten in dem Umfang, in dem sich der 
Bewerber auf die Kapazitäten des Dritten zum Nachweis der Leistungsfähigkeit beruft, (iv) die 
in Abschnitt "Eintragung in ein relevantes Berufsregister" der EU-weiten Bekanntmachung 
aufgeführten Unterlagen allesamt mit Ausnahme der Formulare I und IV auch von diesem 
benannten Dritten, (iv) eine Verpflichtungserklärung von dem Unterauftragnehmer unter 
Verwendung von Formular XI. Hinweis zu Fall 2: Ein Bewerber oder eine 
Bewerbergemeinschaft kann im Hinblick auf Nachweise für die erforderliche berufliche 
Leistungsfähigkeit wie die einschlägige berufliche Erfahrung die Kapazitäten anderer 
Unternehmen nur dann in Anspruch nehmen, wenn diese die Leistung, für die diese 
Kapazitäten benötigt werden, tatsächlich erbringen werden. Fall 3: Für die Benennung eines 
Unternehmens als Eignungsverleiher bezogen auf die wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit hat der Bewerber zusätzlich einzureichen: (i) die unter Abschnitt 5.1.9 
"Eignungskriterien", dort unter "Allgemeiner Jahresumsatz" sowie "Spezifischer 
durchschnittlicher Jahresumsatz" bezeichnete Unterlage (Formular VI "Eigenerklärung zu den 
Umsätzen") für diesen Dritten in dem Umfang, in dem sich der Bewerber auf die Kapazitäten 
des Dritten zum Nachweis der Leistungsfähigkeit beruft, (ii) die in Abschnitt "Eintragung in ein 
relevantes Berufsregister" der EU-weiten Bekanntmachung aufgeführten Unterlagen allesamt 
mit Ausnahme der Formulare I und IV auch von diesem benannten Dritten, (iii) eine 
Verpflichtungserklärung von dem Unterauftragnehmer unter Verwendung von Formular XII. 
Hinweis zu Fall 3: Das Unternehmen wird in haftungsrechtlicher Hinsicht mit dem 
Zuschlagsempfänger als Gesamtschuldner behandelt. Es wird darauf hingewiesen, dass ein 
anderes Unternehmen nicht nur ein selbständiges, von dem Bewerber rechtlich verschiedenes 
Unternehmen sein kann, sondern hierunter auch ein konzernverbundenes/-angehöriges 
Unternehmen zu verstehen ist.

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Eignungskriteriums: Reduzierungskriterien: Sofern unter der "Art der 
Gewichtung" auf die "Gewichtung (Punkte, genau)" verwiesen wird, wird klargestellt, dass es 
sich dabei um die Höchstpunktzahl handelt, die ein Bewerber oder eine 
Bewerbergemeinschaft in diesem Eignungskriterium erhalten kann. Nach der Eignungsprüfung 
aller Teilnahmeanträge durch den Auftraggeber werden höchstens fünf Bewerber zur Abgabe 
eines Erstangebotes aufgefordert. Die Auswahl erfolgt anhand der folgenden Kriterien: 1. 
Anzahl der im Unternehmen im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr tätigen Mitarbeitenden 
insgesamt (Aufaddierte FTE) (insgesamt können maximal 10 Punkte erreicht werden). 2. 
Anzahl der zum Erfüllen der Mindestanforderungen sowie der darüber hinaus eingereichten 
Unternehmens-Referenzen, die die Mindestanforderungen (a) - (d) erfüllen (insgesamt können 
maximal 10 Punkte erreicht werden). 3. Anzahl der zum Erfüllen der der 
Mindestanforderungen sowie der darüber hinaus eingereichten Personen-Referenzen des/der 
Projektleitenden, die die Mindestanforderungen (a) - (d) erfüllen (insgesamt können maximal 
10 Punkte erreicht werden). Sollten mehrere Bewerber bzw. Bewerbergemeinschaften auf 
Rang 5 die gleiche Punktzahl erhalten, ist die Anzahl der unterschiedlichen Unternehmens-
Referenzen, die die festgelegten Mindestanforderungen (a) - (d) erfüllen, maßgeblich. Besteht 
sodann weiterhin Punktgleichheit, entscheidet das Los. Weitere Informationen sind der 
Aufforderung zur Abgabe eines Teilnahmeantrags zu entnehmen.
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 3
Höchstzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 5
Das Verfahren wird in mehreren aufeinanderfolgenden Phasen durchgeführt. In jeder Phase 
können einige Teilnehmer ausgeschlossen werden



410233-2026 Page 11/14

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Qualität
Beschreibung: Die Wertung der Angebote erfolgt anhand der Kriterien, die in den 
Vergabeunterlagen, konkret in der "Erläuterung der Angebotswertung (Anhang 1 zu den 
Angebotsbedingungen)" beschrieben sind.
Beschreibung der anzuwendenden Methode, wenn die Gewichtung nicht durch Kriterien 
ausgedrückt werden kann: Die Wertung der Angebote erfolgt anhand der Kriterien, die in den 
Vergabeunterlagen, konkret in der "Erläuterung der Angebotswertung (Anhang 1 zu den 
Angebotsbedingungen)" beschrieben sind.

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen: 23/06/2026 23:59:59 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4D6VMJ0D
/documents
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4D6VMJ0D

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4D6VMJ0D
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 29/06/2026 12:00:00 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Mit dem vorstehenden Satz "Eine Nachforderung von Erklärungen, 
Unterlagen und Nachweisen ist teilweise ausgeschlossen." ist Folgendes gemeint: Der 
öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende oder unvollständige 
unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, Angaben, 
Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen oder zu vervollständigen oder 
fehlende oder unvollständige leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu 
vervollständigen (vgl. § 56 Abs. 2 Satz 1 VgV). Die Nachforderung von leistungsbezogenen 
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien 
betreffen, ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn es sich um 
unwesentliche Einzelpositionen handelt, deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern 
oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht beeinträchtigen (§ 56 Abs. 3 VgV).
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Zulässig
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja

https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4D6VMJ0D/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4D6VMJ0D/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4D6VMJ0D
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4D6VMJ0D
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Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Finanzielle Vereinbarung: Es wird auf die Vergabeunterlagen verwiesen.

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Westfalen bei der Bezirksregierung Münster
Informationen über die Überprüfungsfristen: 1. Etwaige Vergabeverstöße muss der Bewerber
/Bieter gemäß § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 GWB innerhalb von 10 Kalendertagen nach 
Kenntnisnahme rügen. 2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der 
Bekanntmachung erkennbar sind, sind nach § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 GWB spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Abgabe der Bewerbung oder der 
Angebote gegenüber dem Auftraggeber zu rügen. 3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die 
erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, sind nach § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 GWB 
spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbungs- oder Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber zu rügen. 4. Ein Vergabenachprüfungsantrag ist nach § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 
GWB innerhalb von 15 Kalendertagen nach der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, bei der Vergabekammer einzureichen. § 160 Abs. 3 S. 1 GWB gilt nicht 
bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Abs. 1 Nr. 2 
GWB. § 134 Abs. 1 Satz 2 GWB bleibt unberührt. Gemäß § 134 Abs. 1 GWB haben 
öffentliche Auftraggeber die Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, über 
den Namen des Unternehmens, dessen Angebot angenommen werden soll, über die Gründe 
der vorgesehenen Nichtberücksichtigung ihres Angebots und über den frühesten Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses unverzüglich in Textform zu informieren. Dies gilt auch für Bewerber, 
denen keine Information über die Ablehnung ihrer Bewerbung zur Verfügung gestellt wurde, 
bevor die Mitteilung über die Zuschlagsentscheidung an die betroffenen Bieter ergangen ist. 
Gemäß § 134 Abs. 2 GWB darf ein Vertrag erst zehn Kalendertage nach Absendung (per 
Telefax, E-Mail oder elektronisch über die E-Vergabeplattform) der Information nach 134 Abs. 
1 GWB geschlossen werden. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information 
durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und Bewerber 
kommt es nicht an. Gemäß § 135 Abs. 1 GWB ist ein öffentlicher Auftrag von Anfang an 
unwirksam, wenn der öffentliche Auftraggeber 1) gegen § 134 GWB verstoßen hat oder 2) den 
Auftrag ohne vorherige Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Union vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist, und dieser 
Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren festgestellt worden ist. Gemäß § 135 Abs. 2 GWB 
kann die Unwirksamkeit nach § 135 Abs. 1 GWB nur festgestellt werden, wenn sie im 
Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen 
Bieter und Bewerber durch den öffentlichen Auftraggeber über den Abschluss des Vertrags, 
jedoch nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat 
der Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, 
endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach 
Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen 
Union.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: GSE 
gGmbH
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: GSE gGmbH
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8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: GSE gGmbH
Registrierungsnummer: DE119677313
Stadt: Essen
Postleitzahl: 45141
Land, Gliederung (NUTS): Essen, Kreisfreie Stadt (DEA13)
Land: Deutschland
E-Mail: stefan.mager@luther-lawfirm.com
Telefon: +49 201 9220 24014
Fax: +49 201 9220 110
Internetadresse: https://www.gse-essen.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Westfalen bei der Bezirksregierung Münster
Registrierungsnummer: DE164242157
Postanschrift: Albrecht-Thaer-Straße 9
Stadt: Münster
Postleitzahl: 48147
Land, Gliederung (NUTS): Münster, Kreisfreie Stadt (DEA33)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@bezreg-muenster.nrw.de
Telefon: +49 251411-1604
Fax: +49 251411-2165
Internetadresse: https://www.bezreg-muenster.de/de/wirtschaft_finanzen_kommunalaufsicht
/vergabekammer_westfalen/index.html
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 60445314-a2ad-488b-8a2a-bcec0de3e59c  -  01
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https://www.bezreg-muenster.de/de/wirtschaft_finanzen_kommunalaufsicht/vergabekammer_westfalen/index.html
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